
D1-012 Berlin zum Hotspot im Sinne des Infektionsschutzgesetzes erklären – dringend
erforderliche Infektionsschutzmaßnahmen weiter ermöglichen!

Antragsteller*in: Veronika Gräwe (KV Berlin-Mitte)
Status: Zurückgezogen

Änderungsantrag zu D1

Von Zeile 11 bis 12 einfügen:
Maßnahmen sollte insbesondere eine Maskenpflicht in öffentlich zugänglichen Innenräumen gehören.
Die Teilhabe von Menschen, die aufgrund einer Behinderung und/oder aus medizinischen Gründen
keine Maske tragen können, verbessern wir.

Begründung

Auch fast zwei Jahre nach Pandemiebeginn ist die Teilhabe von Menschen, die aus medizinischen
Gründen und/oder aufgrund einer Behinderung keine Maske tragen können, immer noch stark
eingeschränkt. Dass AGG schützt diese Personen nicht, da jeweils im Einzelfall zu prüfen ist, ob eine
Diskriminierung gerechtfertigt ist. Supermarktbetreibende, Geschäfte im Einzelhandel,
Kultureinrichtungen aber auch Fachärzt*innen und Krankenhäuser können von ihrem Hausrecht
Gebrauch machen und Betroffenen den Zugang verweigern. Die für Behinderung zuständige
Antidiskriminierungsstelle in Berlin schätzt, dass sich 70% der gemeldeten Fälle auf die Maskenpflicht
beziehen. Erschwerend kommt für die Betroffenen hinzu, dass Atteste zur Befreiung von der
Maskenpflicht auch missbräuchlich verwendet werden und damit Betroffenen häufig kein Glauben
geschenkt wird.

Eine Befragung der Kommission zur Aufarbeitung sexuellen Kindesmissbrauchs hat außerdem gezeigt,
dass das Tragen einer Maske für 36% der Überlebenden problematisch ist. Hier gestaltet sich die
Situation besonders komplex, da ein Teil der Überlebenden auch angegeben hat, dass auch das Tragen
von Masken durch andere Personen bei ihnen Traumaerinnerungen triggert.

Für die meisten Betroffenen, die aus medizinischen Gründen und/oder aufgrund einer Behinderung
keine Maske tragen können, ist die Beibehaltung der Maskenpflicht sinnvoll, da sie selbst keine
Möglichkeit haben, sich durch eine FFP2 Maske zu schützen. Parallel dazu braucht es dringend eine
gesellschaftliche Sensibilisierung für Menschen, die aus medizinischen Gründen keine Maske tragen
können, sowie Konzepte wie hier Teilhabe und insbesondere der Zugang zu Gesundheitsversorgung
und Produkten des täglichen Bedarfes, zu Apotheken etc. gewährleistet werden kann. Hierzu sollte der
Kontakt zu Anlaufstellen für Menschen mit Behinderung, Selbsthilfeorganisationen und den
Beauftragten für Menschen mit Behinderung gesucht werden, um Konzepte zur Verbesserung der
Teilhabe zu erarbeiten.

https://www.dvfr.de/arbeitsschwerpunkte/projektberichte/

https://dieneuenorm.de/kolumne/keine-maske-tragen-konnen/

Unterstützer*innen

Sven Drebes (KV Berlin-Mitte); Jutta Schauer-Oldenburg (KV Berlin-Mitte); Katja Zimmermann (KV
Berlin-Mitte); Jelisaweta Kamm (KV Berlin-Mitte)

Landesdelegiertenkonferenz von Bündnis 90/Die Grünen Berlin am Samstag, 2. April 2022
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